
 
 
 

21.06.2013 Niederschrift 

 

Beirat für Feuerwehr und Bevölkerungsschutz 
am 07.05.2013 | Kreishaus Unna | Freiherr-vom-Stein-Saal II/III | Friedrich-Ebert-Straße 
17 | 59425 Unna 
 
 
Beginn 16:00 Uhr Ende 17:20 Uhr 
 
 
Anwesend: 

Vorsitzende/r 

Herr Wolfgang Kerak  

Kreistagmitglieder SPD 

Herr Dieter Mendrina  

Herr Gerd Oldenburg anwesend bis 16.55 Uhr 

Frau Bärbel Schmidt  

Kreistagmitglieder CDU 

Herr Wolfgang Barrenbrügge  

Herr Günter Bremerich  

Sachkundige Bürger/innen CDU 

Herr Herbert Jahn  

Sachkundige Bürger/innen FDP 

Herr Rainer Seepe  

Sachkundige Bürger/innen DIE LINKE. 

Herr Rolf Ohligschläger  

Ordentliches Mitglied 

Herr Alfred Krömer  

Herr Ulrich Peukmann  

Verwaltung 

Herr Rüdiger Sparbrod, Dezernent  

Herr Holger Stoltefuß, Sachgebietsleiter  

Herr Sascha Wiese, Leitstelle  

Frau Cornelia Wagner, Schriftführerin  
 
 
 
 

Der Vorsitzende, Herr Kerak, begrüßt die anwesenden Damen und Herren und eröffnet die Sitzung. Er stellt 

die form- und fristgerechte Einladung des Beirates fest. Änderungen oder Ergänzungen in der Tagesordnung 

ergeben sich nicht, so dass wie folgt beraten wird:  
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Tagesordnung: 

Öffentlicher Teil 

 

Punkt 1    Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner 
   

Punkt 2    Rettungsdienstzug Kreis Unna 
   

Punkt 3    Optimierung der Aufgaben des Feuerwehrservicezentrums 
   

Punkt 4    Mitteilungen der Verwaltung und Anfragen 
   
 
 

Nichtöffentlicher Teil 

Punkt 5    Mitteilungen der Verwaltung und Anfragen 
   
 
 

Öffentlicher Teil 

Punkt 1  Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner 

 

Fragen von Einwohnerinnen und Einwohnern liegen nicht vor.  

 

  

Punkt 2  Rettungsdienstzug Kreis Unna 

 

Erörterung  

Herr Peukmann möchte zunächst die Gelegenheit nutzen, um Dank zu sagen und einmal deutlich zu ma-

chen, dass aufgrund des Engagements des Beirates letztendlich eine Einrichtung geschaffen worden wäre, 

die Vorbildcharakter habe und mit der man sehr zufrieden sei. Er stellt Herrn Sascha Wiese, Disponent der 

Leitstelle, vor, der ehrenamtlich sehr motiviert als Führungsmann des Rettungsdienstzuges Kreis Unna tätig 

sei und später zu seinem Aufgabenfeld berichten werde. Sodann nimmt Herr Peukmann Bezug auf eine 

gemeinsame, größere Übung im Kreis Soest, an der auch der Rettungsdienstzug des Kreises Unna beteiligt 

gewesen sei. Dabei hätten die Übungsbeobachter festgestellt, dass das, was der Kreis Unna hier vorgestellt 

habe, in positivem Sinne sehr auffällig gewesen wäre; hervorragend und gut.  

 

Bevor Herr Wiese die Aufgabenschwerpunkte erläutert, erinnert Herr Peukmann noch einmal an die Tatsa-

che, dass viele Aufgaben des Landes Nordrhein-Westfalen auf die Kreise übertragen worden seien, die 

dann mit der Umsetzung der Aufgabenkonzepte häufig allein da stünden. Der Rettungsdienstzug habe dazu 

beigetragen, dass einige Aufgaben des Landes, die der Kreis zu erfüllen habe,  auf ehrenamtlicher Basis 

hätten umgesetzt werden können. 
 

Herr Wiese beschreibt zu Beginn die Historie des Rettungsdienstzuges und die Umstände, unter denen er 

einbezogen worden sei. Nach Beschaffung der Fahrzeuge hätten diese besetzt werden müssen, wobei auch 

ein gewisser Wartungsaufwand zu berücksichtigen gewesen sei, der sehr personalintensiv gewesen wäre.  
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Dabei sei die Idee entstanden, eine Art Rettungsdienstzug ins Leben zu rufen und mit ausgebildetem Perso-

nal im Rettungsdienst, das sich ehrenamtlich in diesem Zug engagieren würde, zu besetzen. Nach Konzept-

erstellung und Auftragserteilung durch die Kreisverwaltung verfüge man nun über 35 Personen mit Ret-

tungsdienstqualifikation, die aus allen Städten des Kreises Unna kämen und ehrenamtlich in Feuerwehren 

oder Hilfsorganisationen tätig seien und den Dienst im Zug zusätzlich versähen. Im Anschluss geht Herr 

Wiese auf den Dienstbetrieb ein. Man habe jährlich ca. 16 Dienste, in denen man Schulungen, die Belange 

von Großschadensereignissen betreffend,  vornehme und sich mit dem Equipment auseinandersetze.  

 

Der Vorsitzende dankt für die Ausführungen und geht noch einmal auf den Besuch bei der Leitstelle ein, bei 

dem seinerzeit die Planungen zum Rettungsdienstzug vorgestellt worden wären. Er sei überrascht davon, 

dass dies alles schon so weit gediehen sei und schlage vor, damit demnächst an die Öffentlichkeit zu gehen. 

 

Herr Bremerich (CDU-Fraktion) betont, dass dieser Rettungsdienstzug für die Sicherheit im Kreis Unna sehr 

wohl große Vorteile bringe. Er wolle aber die haushaltstechnische Seite aufgreifen. Dabei verweise er auf die 

Verpflichtung der überörtlichen Hilfe bei Großschadensereignissen oder auch bei Großveranstaltungen und 

auf die Finanzierung der bereits angeschafften zwei und noch zu beschaffenden zwei RTW durch den Kreis. 

Man solle doch wohl davon ausgehen können, dass, wenn der Kreis Unna Aufgaben auf Anweisung des 

Landes erfülle, dieses auch aus Landesmitteln, zumindest einen Teil der Kosten, finanziert werde.  

Auf die Frage nach einer Dezentralisierung des Standortes des Zuges erklärt Herr Stoltefuß, dass man sich 

zu einem späteren Zeitpunkt der Ausbaustufe, wenn das Sinn mache, durchaus eine solche Stationierung 

vorstellen könne. Herr Krömer macht darauf aufmerksam, dass der Rettungszug keinesfalls in Konkurrenz 

zu den Rettungswachen treten dürfe. Der Regelrettungsdienst im Kreis werde sichergestellt durch die Ret-

tungswachen. Er verweist auf frühere Probleme, die entstanden wären, als die Konzepte des Landes zum 

Tragen gekommen seien. So wären seinerzeit bei Alarmierung des PTZ die Rettungsfahrzeuge aus dem 

Regelrettungsdienst abgezogen worden. Durch die beschafften und noch zu beschaffenden Fahrzeuge 

durch den Kreis bestehe jetzt der Vorteil, dass man, wenn Ausfälle entstünden, relativ kurzfristig auf qualifi-

zierte Fahrzeuge zurückgreifen könne und zwar bereits im Regelrettungsdienst, was früher nie möglich ge-

wesen wäre. Insgesamt also, resümiert Herr Krömer, stärke dieser Rettungsdienstzug den Regelrettungs-

dienst, trete aber nicht in Konkurrenz. 

 

Eingehend auf die finanzielle Situation erklärt Herr Sparbrod, dass der Kreis hier eine großzügige und gute 

Ausstattung habe vornehmen lassen. Dabei solle man aber nicht vergessen, wie das Land den Begriff 

Konnexität, teilweise recht problematisch, auslege. Deshalb wolle man bei kommunalen Spitzenverbänden 

einmal ansprechen, ob es Möglichkeiten gebe, diesbezüglich weiter zum Zuge zu kommen. 

 

Der Vorsitzende fasst zusammen, dass der Kreis hier etwas für den gesamten Kreis umsetze, was eine ein-

zelne Kommune überfordere. Und dies wäre ja auch der Gedanke des Feuerwehrservicezentrums. Deshalb 

wolle er die „Anschiebefunktion“ des Kreises auf NRW-Ebene, die er schon des Öfteren inne hatte, lobend 

hervorheben. 

 

Herr Jahn (CDU-Fraktion) schließt sich dem Lob an, äußert jedoch Bedenken dahingehend, dass die Zahl 

der in diesem Bereich ehrenamtlich Tätigen die Feuerwehren „überlaste“. Irgendwann wäre doch wohl das 

Potential, auch bei einer so gut aufgestellten Gesamtfeuerwehr  wie im Kreis Unna, aufgebraucht. 

 

Herr Peukmann weist darauf hin, dass im Rettungsdienstzug Rettungsassistenten ehrenamtlich vertreten 

seien. In den wenigsten Fällen würden sie auch noch ehrenamtlich als Feuerwehrmann tätig sein. Es werde 

schon sehr darauf geachtet, dass in diesen Bereichen mehrfache ehrenamtliche Tätigkeit nicht vertreten sei. 
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Was die Überfrachtung angehe, glaube er nicht, dass diese eintrete, allenfalls durch die Landeskonzepte. In 

der allgemeinen, nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr seien die Feuerwehren im Kreis Unna aus seiner Sicht 

„groß“ geworden. Er gehe also davon aus, dass für einen Großschadensfall wie beispielsweise einem ABC-

Alarm gerüstet sei. Ob der Einsatz dann im Ernstfall tatsächlich auch gelänge, stünde auf einem anderen 

Blatt; bei Ehrenamtlichen könne man nie genau sagen, wie viele tatsächlich zum Einsatz kämen. Trotzdem 

sei er davon überzeugt, dass mit den ABC-Einheiten, die kreisweit zur Verfügung stünden, und der selbst-

verständlichen, überörtlichen Hilfe anderer Gebietskörperschaften der Einsatz gelänge. 

  

 

Punkt 3  Optimierung der Aufgaben des Feuerwehrservicezentrums 

 

Erörterung  

Herr Sparbrod ruft zu Beginn die Ausgangslage, herbeigeführt durch Beschluss des KT vom 20. Dezember 

2011 im Zuge der Haushaltsplanberatung 2012, nämlich durch Auftrag an die Verwaltung, ein Konzept vor-

zulegen mit dem Ziel, das Feuerwehrzentrum in Unna aufgabenmäßig auszubauen, damit die einzelnen 

Wehren vor Ort davon profitieren könnten, in Erinnerung. Alle Ortsbehörden sollten in die Überlegungen mit 

einbezogen werden, hauptsächlich die örtlichen Wehren. Nun lägen nach Abschluss der Befragung aller 

Wehren zumindest schon mal einige Informationen vor, die heute weitergegeben würden. Ein Konzept sei 

dies bei Weitem noch nicht. In diesem Zusammenhang wolle er auf eine Absprache zwischen ihm und dem 

Fachbereich hinweisen: Es gehe ihm nicht um Erweiterung der Aufgaben oder Aufstockung des Personals 

am Feuerwehrservicezentrum, auch der Abzug oder die Verlagerung von Aufgaben wäre nicht beabsichtigt; 

vielmehr müsse herausgefunden werden, wie man mehr miteinander kooperieren könne und Qualifikationen, 

nicht nur für die einzelne Wehr vor Ort, sondern auch für die anderen Wehren, mit nutzen könne. Gespräche 

diesbezüglich müssten aber mit den Wehren noch geführt werden. Unterm Strich solle dann nach Möglich-

keit dabei herauskommen, dass für die kommunale Familie alles kostenneutral von Statten gehe. 

 

Herr Stoltefuß zeigt im Anschluss eine Präsentation (s. Anlage) und gibt entsprechende Erläuterungen dazu. 

Eine Ausnahme bilde die Feuerwehr in Lünen, die ihre Einrichtungen und Geräte selbst prüfe und über eine 

eigene Atemschutzübungsstrecke verfüge. Diese Wehr greife nur in Ausnahmefällen auf die Leistungen des 

Kreises zurück. Andere Feuerwehren würden den Bereich Atemschutz fast sogar selbst durchführen mit 

eigenen Prüfgeräten und eigenem, ausgebildetem Personal. Derzeit sehe sich das Feuerwehrservicezent-

rum nicht in der Lage, diese mit zu bedienen. Die Umfrage hätte nun aber gezeigt, dass den Feuerwehren 

sehr daran gelegen sei, doch weitergehende Leistungen vom Feuerwehrservicezentrum in Anspruch zu 

nehmen. Des Weiteren wären Synergien abgefragt worden, um die Kosten niedrig zu halten. Parallel zur 

Abfrage habe man sich selbst nach KGST-Vorgaben nach der Bewertung der Leistungen – rein zeittech-

nisch -  befragt. 

 

Bei den Lösungsansätzen führt Herr Stoltefuß den Punkt „Synergien mit den kreisangehörigen Feuerwehren“ 

ausführlicher aus. So müsse zunächst einmal der kreisweite Feuerwehreinsatzfahrzeugbestand ermittelt 

werden. Des Weiteren wäre festzustellen, wie lange es brauchen würde, bis sämtliche Geräte, die auf einem 

Feuerwehrfahrzeug verlastet seien, überprüft wären, wobei zu berücksichtigen sei, dass viele ehrenamtlich 

besetzte Gerätewagen darunter seien. Abzuleiten wären dann der Personal- und Zeitbedarf. Feststellen 

müsse man auch die dadurch verursachten Kosten, welche Synergien entstünden, wenn die vier hauptamt-

lich besetzten Gerätewagen mit eingebunden würden und wie diese Einbindung erfolgen könnte. Ganz wich-

tig, betont Herr Stoltefuß, sei die saubere Abstimmung mit den einzelnen Feuerwehrchefs. Dabei sei beson-

ders darauf zu achten, dass dabei nicht der Eindruck entstünde, diesen etwas „abzuziehen“. 
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Herr Krömer verweist darauf, dass jede Feuerwehr eine Unzahl an unterschiedlichen Geräten habe, die un-

terschiedlich geprüft werden müssten und Sachkunde voraussetze. Die Prüfungen in den vergangenen Jah-

ren seien stetig intensiver geworden und hätten mit größerem Aufwand stattgefunden, was immense Auf-

wendungen an Zeit und Kosten zur Folge habe und gehabt hätte. Die geforderte Sachkunde bzw. Qualifika-

tion betreffend habe jede Stadt ihren finanziellen Aufwand, diese zu erwerben, der durch Wegfall oder Weg-

gang von Fachpersonal nicht weniger werde. Herr Krömer wirft die Frage auf, ob es tatsächlich erforderlich 

sei, so viel Aufwand bei jeder Stadt und beim Kreis für Prüfungen zu betreiben. Dabei wäre die Idee ent-

standen, ob nicht statt vieler kleiner Prüfungen eine komplette Fahrzeugprüfung bei einem Musterfahrzeug 

durchgeführt werden könnte, wobei festzustellen wäre, wie hoch der zeitliche Aufwand für die Prüfung der 

einzelnen Geräte etc. sei. Anhand eines entwickelten Konzepts könne man dann bestimmte Punkte im 

Kreisgebiet anfahren, an denen die Prüfungen der hier angemeldeten Fahrzeuge einmal komplett vorge-

nommen würden, was für die Städte sicher weniger Personal erfordere und geringere Kosten verursache. 

Auch ein Verlust von Aufgaben wäre nicht gegeben, da in dem Konzept festgehalten würde, wer aus welcher 

Stadt welche Prüfaufgaben übernähme.  Qualifikationen würden lediglich „umgeschaufelt“. 

 

Herr Bremerich (CDU-Fraktion) beruft sich auf die aktuelle Haushaltskonsolidierung und nennt hier das 

Stichwort „Interkommunale Zusammenarbeit“. Er denke, dass die vorgenannte Möglichkeit ein weiterer Bau-

stein dazu wäre. Damit bliebe zu hoffen, dass diese Zusammenarbeit u.a. technische Vorteile in den Ablauf 

der Prüforganisation bringe und sich auch haushaltstechnisch positiv niederschlagen würde. 

 

Herr Sparbrod hält es für spannend, wie man sich mit den einzelnen Wehren verständige. Schließlich gehe 

es nicht um mehr Personal, sondern vielmehr darum, vorhandenes Personal besser einzusetzen. Man dürfe 

auch nicht vergessen, dass neues Personal für teures Geld geschult werden müsse. 

 

Herr Krömer macht darauf aufmerksam, dass nicht unbedingt ein Gewinn für den Kreishaushalt erbracht 

werde; die Städte und Gemeinden jedoch würden von der Optimierung der Prüfabläufe, auf jeden Fall auch 

in finanzieller Hinsicht, profitieren. Im Anschluss nennt Herr Krömer einige Beispiele hierzu. 

 

Herr Sparbrod sichert zu, in regelmäßigen Abständen zu diesem Thema zu berichten. Er glaube aber, dass 

noch eine gewisse Zeit benötigt werde, um alle Absprachen umzusetzen. Dann werde man sehen, was an 

Personal vorhanden sei. Dabei könne auch festgestellt werden, dass noch zusätzliches Personal für die 

Übergangszeit geschult werden müsse. Dazu wäre zu klären, wer, wenn dieses Personal dann überall ein-

setzbar wäre, die Schulungskosten trage. Und hier käme dann u. U. für eine kommunale Familie das Feuer-

wehrservicezentrum zur Sprache. 

 

Herr Kerak weist noch einmal auf die Zielvorgaben hin, zu erreichen, dass durch das Angebot Synergieeffek-

te für den gesamten Kreis Unna, aber auch für die einzelnen Wehren und die Kommunen geschaffen wür-

den. Und wenn die Ideen dieser Wehren und Kommunen hier beim Kreis zusammengefasst und koordiniert 

würden, wäre das ideal. Deshalb sei es auch wichtig, Sachstandsberichte der Kreisbrandmeister zu bekom-

men. 

  

 

Punkt 4  Mitteilungen der Verwaltung und Anfragen 

 

Nachfolger des stellvertretenden Kreisbrandmeisters, Thomas Engelbert  

Hierzu berichtet Herr Sparbrod, dass zum Ende des Monats ein Gespräch mit einem Kandidaten geführt 

werde. Verlaufe dieses, was zu erwarten wäre, positiv, könne man zum Beginn des kommenden Monats 
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„Vollzug“ melden. In diesem Gespräch gehe es darum, die Aufgaben und Zuständigkeiten festzulegen. Er 

bitte um Verständnis, dass Einzelheiten noch nicht genannt werden könnten. 

 

Auftragsvergabe, DS 014/13  

Herr Sparbrod informiert darüber, dass aufgrund eines Beschlusses des Kreisausschusses vom 25.02.2013 

mit der Beschaffung eines Abrollbehälters Logistik begonnen worden sei. Damit zu warten, bis die nächste 

Sitzung des Beirates anberaumt worden wäre, sei der Verwaltung nicht  

möglich gewesen. 

 

Besuch der Feuerwehr in Lünen  

Herr Kerak bezieht sich auf die Feuerwehren Werne und Lünen und möchte wissen, ob es möglich sei, die 

nächste Sitzung des Beirates in Lünen durchzuführen; für die Feuerwehr Lünen sagt Herr Krömer dies zu. 

Herr Sparbrod weist darauf hin, dass diese Sitzung erst am 20.11.2013 stattfinden werde. Da jedoch der 

Haushalt 2014 erheblich früher vorliege, sei eine Sitzung vorab ohnehin erforderlich. Somit könnte unmittel-

bar nach der Sommerpause eine Beiratssitzung terminiert werden. Zu diesem Zweck würden sich der Aus-

schussvorsitzende und Herr Sparbrod als Dezernent in Verbindung setzen. Auf Wunsch werde dieser Ter-

min selbstverständlich auch mit den Fraktionsgeschäftsstellen abgestimmt. 

 

Besuch der Ausbildungsstätte in Ahlen-Brockhausen  

Hierzu wirft Herr Sparbrod ein, dass möglicherweise erst einmal die Überlegungen der Stadt Ahlen abgewar-

tet werden sollten, denn Ahlen-Brockhausen stünde eventuell zur Disposition. Die Diskussionen um das 

Gebäude der Ausbildungsstätte, ergänzt Herr Peukmann,  seien aus Sicht der Arbeitsgemeinschaft beendet. 

Momentan gehe es um die Prüfung der Zuständigkeiten und Feststellung darüber, wer die Genehmigung 

dazu erteile, dass dort ein Beherbergungsbetrieb mit Ausbildung laufen könne. Hier sei der Kreis Warendorf 

zuständig. Was die Ausführung des Gebäudes an sich beträfe,  habe die Stadt Ahlen die Federführung. 

Zwar bestünden zur Zeit noch Streitigkeiten; die Arbeitsgemeinschaft jedoch, also diejenigen, die dieses 

Gebäude seit 40 Jahren unterhielten, seien fest davon überzeugt, dass man in Brockhausen bliebe. Sollte es 

nicht mehr gestattet sein, so Herr Peukmann weiter, dort Ausbildung zu betreiben, zöge man eben aus. Das 

heiße aber nicht, dass dann eine neue Schule für sehr viel Geld hergerichtet werde. Das Gebäude an sich 

wäre ausreichend. Nur die Bestimmungen des Brandschutzes sowie die Bestimmungen zum Betrieb einer 

Beherbergung hätten sich geändert. Sobald die entsprechenden Genehmigungen vorlägen, würde auch 

weiter investiert, so dass man von dem „Jugendherbergscharakter“ abrücken und ein den Anforderungen 

entsprechendes Niveau errei-chen könne, obwohl, so wolle er betonen, noch nie ein Feuerwehrmann/eine 

Feuerwehrfrau diesbezüglich Kritik geübt habe. Wenn dann alle erforderlichen Veränderungen vorgenom-

men worden seien – er rechne damit nach der Sommerpause -, könne dort ein Besuch des Beirates erfol-

gen.  

 

Der Vorsitzende betont abschließend ausdrücklich, wie froh er darüber sei, dass, nachdem man nicht ge-

wusst habe, wie sich das insgesamt entwickele, nun durch die Berufsfeuerwehr und die gute Verbindung 

zum Kreis Unna unter den Wehren alles so gut gelöst worden wäre.  

 

Notrufsystem / Handyortungssystem 

Unter Bezug auf die Korrespondenz mit Herrn Jürgen Paul bezüglich des Notrufsystems und auf die Frage, 

ob hier weitere Behörden mit ins Boot genommen werden sollten, erklärt Herr Peukmann, dass das System 

der Beschilderung, z. B. RuSys (von Hattingen/Ruhr bis Schwerte/Fröndenberg) Thema einer Dienstbespre-

chung gewesen sei. Dieses System werde weiter verfolgt. Die Leitstelle wäre lediglich wegen der einheitli-

chen Beschilderung involviert, die für den gesamten Kreis Unna gelten solle, versehen mit einem Kürzel für 
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die Ortskennzahlen und einer vierstelligen Nummer, an der der Mitarbeiter in der Leitstelle erkennen könne, 

woher der Notruf komme. Dabei handele es sich nicht um eine originäre Aufgabe der Feuerwehr, sondern 

um eine Aufgabe der Ordnungsämter. Er betone noch einmal, dass es sich aus seiner Sicht hierbei um die 

optimale Lösung handele und die Feuerwehr das System bei Einführung selbstverständlich sehr begrüßen 

würde. Man wolle allerdings bei Form-  und Farbgebung sowie Inhalt der Schilderbeschriftung unbedingt 

beteiligt werden. Die Leitstelle habe bereits signalisiert, dass die Koordinaten, die man dazu benötige, im 

Einsatzleitrechner hinterlegt würden. 

 

Auf die Frage nach der Weiterverfolgung zur Einrichtung des Handyortungssystems stellt Herr Peukmann 

fest, dass diese nicht funktioniere. Erfahrungen in der Vergangenheit hätten dies gezeigt. Herr Wiese erklärt, 

dass eine punktgenaue Handyortung nicht vorgenommen werden könne, da lediglich der Funkbereich von 

Mast zu Mast überprüft werden könne. Im Übrigen, ergänzt Herr Stoltefuß, sei diese Rasterung zu grob, um 

Personen tatsächlich punktuell ausfindig  machen zu können. 
   

 
 
 

Anlagen 

Präsentation zur Optimierung der Aufgaben des Feuerwehrservicezentrums 

  
 
 
gez. Wolfgang Kerak    gez. Cornelia Wagner 
Vorsitzender    Schriftführerin 
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